
Dienstwagen: Private Fahrten werden günstiger
Mitarbeiter, die einen Dienstwagen auch privat nutzen, 

im Gegenzug aber einen Teil der Fahrzeugkosten aus eige-
ner Tasche zahlen müssen, dürfen diese Ausgaben vom 
geldwerten Vorteil abziehen. Das hat nun der Bundesfi-
nanzhof entschieden. Bisher konnten sie ihren eigenen 
Kostenanteil nur sehr eingeschränkt absetzen. 

Beispiel: Sie stellen Ihrem Mitarbeiter einen Dienstwa-
gen im Wert von 50 000 € zur Verfügung. Weil er das 
Fahrzeug auch privat nutzen darf, muss er den geldwerten 
Vorteil versteuern – entweder führt er dazu ein Fahrten-
buch oder er versteuert die private Nutzung pauschal 
nach der 1 %-Methode. In unserem Beispiel wählt ihr Mit-
arbeiter die 1 %-Regelung, weil er dann kein aufwendiges 
Fahrtenbuch führen muss. Ihrem Mitarbeiter müssen Sie 
somit jeden Monat einen geldwerten Vorteil von 500 € 
auf seinen Bruttolohn aufschlagen, versteuern und da-
nach vom Nettolohn wieder abziehen. Im Jahr immerhin 
6 000 €. Auch eventuell entstehende Fahrten zwischen 

Wohnung und Arbeitsstätte sind für den geldwerten Vor-
teil zu berücksichtigen. Sie haben aber mit Ihrem Mitar-
beiter vereinbart, dass dieser den Wagen nur dann privat 
nutzen darf, wenn er einen Teil der Spritkosten selbst 
trägt. In unserem Beispiel sind das pro Jahr 4 000 €. Die-
sen Betrag darf Ihr Angestellter daher ab sofort vom geld-
werten Vorteil bzw. den 6 000 € abziehen. Er muss dann 
nur noch 2 000 € versteuern. 

Die Begründung der Richter: Das Gesetz gehe sowohl 
bei der 1 %-Regelung als auch bei der Fahrtenbuchme-
thode davon aus, dass der Arbeitgeber mit der Kfz-Über-
lassung sämtliche Kfz-Kosten trägt. Wenn ein Teil davon 
der Arbeitnehmer zahle, dürfe dieser seine Ausgaben vom 
geldwerten Vorteil wieder abziehen. Achtung: Wenn die 
vom Arbeitnehmer getragenen Ausgaben für das Fahr-
zeug den geldwerten Vorteil übersteigen, beträgt der geld-
werte Vorteil lediglich null Euro. Es kann kein negativer 
Wert entstehen (BFH, Urteil v. 30.11.2016, Az.: VI R 2/15).

Rechnungen berichtigen und Vorsteuer kassieren
Erkennt ein Betriebsprüfer eine 

Rechnung wegen kleiner Fehler nicht 
an, konnte das für Sie bislang unange-
nehme Folgen haben. Zwar durfte der 
Rechnungsaussteller die Rechnung 
korrigieren. Wenn Sie als Leistungs-
empfänger aber bereits einen Vor-
steuerabzug vorgenommen hatten, 
mussten Sie diesen an das Finanzamt 
zurückzahlen – inklusive Zinsen. 

Das Problem: Bisher war eine korri-
gierte Rechnung für den Zweck des 

Vorsteuerabzugs erst ab dem Zeit-
punkt der Korrektur gültig. Die Kor-
rektur galt somit nicht rückwirkend. 
Einen Vorsteuerabzug ließ der Fiskus 
daher auch erst nach der Korrektur 
zu. Bereits zuvor in Anspruch ge-
nommene Vorsteuerabzüge verlang-
ten die Beamten inkl. Zinsen zurück. 

Der Bundesfinanzhof hat diese 
Rechtsauffassung nun aber verwor-
fen. Wird eine Rechnung korrigiert, 
dann gilt die Korrektur auch rück-

wirkend, und zwar auf den Zeit-
punkt, an dem die Rechnung ur-
sprünglich ausgestellt wurde. Das gilt 
aber nur für Rechnungen, die Anga-
ben zum Rechnungssteller, zum Leis-
tungsempfänger, zur Leistungsbe-
schreibung, zum Entgelt und eine 
gesondert ausgewiesene Umsatz-
steuer enthalten. Andernfalls ist eine 
Korrektur mit Rückwirkung nicht 
möglich (BFH, 20.10.2016, Az.: V R 
26/15).
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Vermögenswirksame Leistungen: Papierkram ade 
Bescheinigungen für vermögenswirksame Leistungen 

akzeptiert das Finanzamt künftig nur noch in elektroni-
scher Form. Sie dürfen diese nicht mehr in Papierform 
einreichen. 

Das gilt für alle Leistungen, die Sie nach dem 31.12.2016 
anlegen beziehungsweise angelegt haben. Die Bescheini-

gung für dieses Jahr (2017) müssen Sie spätestens bis zum 
28. Februar 2018 bei Ihrem Finanzamt einreichen. 

Die Einzelheiten für die elektronische Bescheinigung 
veröffentlicht die Finanzverwaltung im Laufe des Jahres 
2017 auf folgender Internetseite www.esteuer.de (BMF- 
Schreiben, 16.12.2016, IV C 5 – S 2439/16/10001).

Beteiligen Sie den Fiskus an den Haushaltskosten!
Wenn Sie eine Reinigungskraft, einen Gärtner oder z. B. 

einen Handwerker in Ihrem Haushalt beschäftigen, wer-
den die Kosten in Ihrer Einkommensteuerveranlagung 
teilweise berücksichtigt. Künftig können Sie den Fiskus 
sogar noch stärker an Ihren Haushaltskosten beteiligen, 
da das Bundesfinanzministerium die entsprechenden Vor-
schriften überarbeitet und stellenweise gelockert hat. 

So ist der Begriff des Haushalts nicht mehr an die eigene 
Grundstücksgrenze gebunden. Stattdessen unterscheidet 
der Fiskus nach „innerhalb“ und „außerhalb“ des Haushal-
tes. Das ist insofern positiv, weil Sie dadurch nun auch 
beispielsweise Lohnkosten für den Winterdienst auf dem 
öffentlichen Gehweg vor Ihrem Haus ansetzen dürfen. 
Das Gleiche gilt für Hausanschlusskosten an die Ver- und 

Entsorgungsnetze, die nun ebenfalls begünstigt sind. Es 
darf sich jedoch nicht um Materialkosten handeln. Eben-
falls sind die Aufwendungen bei einem Neubau nicht be-
rücksichtigungsfähig. Hingegen erkennt der Fiskus nun 
auch Ausgaben für die Tierbetreuung und -pflege an. 

In einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums fin-
den Sie im Übrigen eine Liste im Anhang, mit allen Leis-
tungen, die Ihr Finanzamt künftig anerkennen muss. Ge-
hen Sie dazu auf die Seite des Bundesfinanzministeriums 
in der Rubrik Service, dort unter Publikationen und dann 
klicken Sie auf BMF-Schreiben (Schreiben vom 9.11.2016, 
Az.: IV C 8 - S 2296-b/07/10003 :008). Die erweiterten 
Ansatzmöglichkeiten gelten für alle offenen Steuererklä-
rungen ab 2011.

Bei Hobby-Betrieben kassiert der Fiskus mit 
Erzielt Ihr Betrieb über einen län-

geren Zeitraum keine Gewinne, stu-
fen Finanzämter diesen als „Hobby- 
Betrieb“ ein. Sie können Verluste 
dann nicht mehr in Ihrer Steuerer-
klärung geltend machen. Der Bun-
desfinanzhof hat nun aber bestätigt, 
dass der Übergang zur Liebhaberei 

nicht als Betriebsaufgabe gilt. Daher 
müssen Sie zu dem Zeitpunkt noch 
nicht die stillen Reserven versteuern. 
Das steht erst an, wenn Sie den Be-
trieb verkaufen, tatsächlich aufgeben 
oder wenn Sie offiziell die Betriebs-
aufgabe gegenüber dem Fiskus erklä-
ren. Verliert Ihr Betrieb in der Phase 

„der Liebhaberei“ an Wert, dürfen Sie 
diesen Verlust aber nicht bei der tat-
sächlichen Betriebsaufgabe geltend 
machen. Das Finanzamt legt statt-
dessen den Wert zum Zeitpunkt des 
Überganges zum Hobbybetrieb für 
die Besteuerung zugrunde (BFH vom 
11.5.2016, X R 15/15). 

Sachgeschenke: Widerruf wird leichter
Wenn Sie Ihren Mitarbeitern oder 

Geschäftskunden Sachgeschenke zu-
kommen lassen, müssen diese den 
geldwerten Vorteil versteuern. Statt-
dessen können Sie die Steuern aber 
auch für Ihre Mitarbeiter oder Kun-
den übernehmen und an das Finanz-
amt abführen. Dann zahlen Sie pau-
schal auf den Wert des Geschenkes 
30 % Einkommensteuer plus Solidari-
tätszuschlag und Kirchensteuer. 

Nehmen Sie dieses Wahlrecht in 
Anspruch, waren Sie bislang ein Jahr 
lang daran gebunden und durften es 

nicht widerrufen. Der Bundesfinanz-
hof hat nun aber entschieden: 
• Solange Ihr Feststellungsbescheid 
noch nicht rechtskräftig ist, können 
Sie das Wahlrecht widerrufen. Aller-
dings müssen Sie dieses schriftlich 
gegenüber Ihrem Finanzamt erklären 
und Sie sind verpflichtet, Ihre Mitar-
beiter und Kunden darüber zu infor-
mieren – ebenfalls schriftlich. 
• Sie dürfen nach Mitarbeitern und 
Kunden unterscheiden und für die 
beiden Gruppen jeweils ein unter-
schiedliches Modell anwenden. Sie 

können somit beispielsweise die pau-
schale Besteuerung für Ihre Arbeit-
nehmer wählen und Ihren Kunden 
hingegen die Besteuerung selbst 
überlassen. 

Allerdings: Wenn Sie die pauschale 
Besteuerung anwenden, dann gilt 
diese in der jeweiligen Gruppe für 
alle Geschenke an Ihre Mitarbeiter 
bzw. Kunden. Sie können nicht für 
einen Arbeitnehmer eine pauschale 
Besteuerung wählen und bei einem 
anderen nicht (BFH-Urteil vom 
15.6.2016, Az.: VI R 54/15).



Vorsicht bei Mietverträgen mit nahen Angehörigen
Wer eine Wohnung oder ein Haus 

an Angehörige vermietet, das sich im 
Privatvermögen befindet, sollte auf 
Folgendes achten: Der Mietvertrag 
muss einem Fremdvergleich stand-
halten. Andernfalls dürfen Sie keine 
oder nur einen Teil Ihrer Werbungs-
kosten für den Erhalt der Immobilie 
steuermindernd in Ihrer Einkom-
mensteuererklärung ansetzen. 

Um einem Fremdvergleich stand-
zuhalten, muss die Höhe der Miete 
mindestens 66 % der ortsüblichen 
Warmmiete betragen. Auch alle wei-
teren Bedingungen dürfen nicht zu 
stark von sonst üblichen Mietverträ-
gen abweichen. Darauf hat der Bun-
desfinanzhof in einem Urteil noch 
einmal hingewiesen. 

In einem konkreten Fall hatte ein 
Mann sein Haus an seine Mutter ver-
mietet. Sie überwies die Kaltmiete 
jeweils zum dritten Werktag eines 
Monats auf das Konto ihres Sohnes. 

Darin sahen die Richter kein Prob-
lem. Sie störten sich aber daran, dass 
beide die Nebenkosten jeweils zum 
Ende des Jahres abrechneten – ohne 
eine monatliche Vorauszahlung ver-
einbart zu haben. Außerdem über-
wies die Mutter ihrem Sohn nicht die 
ausstehenden Nebenkosten auf sein 
Konto. Stattdessen hatte sie ihm ei-
nen sechsstelligen Geldbetrag ge-
schenkt und sich ein jährliches Wi-
derrufsrecht von bis zu 10 000 € ein-
räumen lassen. Die Nebenkosten 
beglich sie nun, indem sie einen Teil 
der Schenkung jedes Jahr widerrief. 
Eine derartige Verknüpfung von 
Mietvertrag und Schenkungsverspre-
chen sei unüblich, so die Richter. 

Zudem habe die Mutter zeitweise 
einen Teil der Miete wegen Mängel 
an dem Haus einbehalten. Als der 
Sohn die Schäden dann reparieren 
lies, überwies sie die zunächst einbe-
haltenen Beträge im Nachhinein 

doch noch. Ein Fremder hätte hinge-
gen den fehlenden Mietanteil nicht 
nachgezahlt, es gebe dazu auch gar 
keine rechtliche Verpflichtung, so die 
Richter. Insgesamt halte das Mietver-
hältnis daher keinem Fremdvergleich 
stand. Der Sohn durfte keine Wer-
bungskosten geltend machen. 

Vermieten Sie ein Haus oder eine 
Wohnung an Angehörige, sollten Sie 
also unbedingt:
• eine ortsübliche Miete von Ihrem 
Angehörigen verlangen,
• eine monatliche Zahlung der Miete 
und der Nebenkosten vereinbaren 
und 
• sich tatsächlich an die Vereinba-
rungen im Mietvertrag als auch an 
die gesetzlichen Vorgaben halten. 

Wie hoch die ortsübliche Miete in 
Ihrer Region ist, können Sie im Übri-
gen im Mietspiegel Ihrer Stadt bzw. 
Gemeinde nachschauen (BFH-Urteil 
vom 4.10.2016, Az.: IX R 8/16).

Vorsteuer nach der Fläche aufteilen
Erzielen Sie mit einem Gebäude so-

wohl steuerpflichtige als auch steuer-
freie Umsätze? Dann bekommen Sie 
die Vorsteuerbeträge nur für den Teil 
der Baukosten bzw. Anschaffungs-
kosten vom Finanzamt erstattet, mit 
dem Sie umsatzsteuerpflichtige Ein-
nahmen erzielen. Es gibt zwei ver-
schiedene Möglichkeiten, die Vor-

steuern aufzuteilen: Als Maßstab 
können Sie die Flächengrößen der 
jeweiligen Gebäudeteile oder die vo- 
raussichtlichen Umsätze, die Sie in 
den jeweiligen Einheiten erzielen, he-
ranziehen. 

Der Bundesfinanzhof hat nun noch 
einmal betont, dass der Flächen-
schlüssel Vorrang vor dem Umsatz-

schlüssel hat. Nur wenn die Flächen 
nicht miteinander vergleichbar sind, 
kann die Finanzverwaltung davon 
abweichen. Wenn beispielsweise die 
Ausstattung der verschiedenen Ein-
heiten unterschiedlich ausfällt, ist 
auch eine Aufteilung nach dem Um-
satzschlüssel möglich (BFH, Urteil 
vom 10.8.2016, Az.: XI R 31/09).

Steuerfalle durch Überentnahmen
Übersteigt die Differenz aus Entnahmen und Einlagen 

ihren Gewinn, liegt eine sogenannte Überentnahme vor. 
Dann dürfen Sie bei der Ermittlung Ihres steuerlichen 
Gewinns betriebsbedingte Schuldzinsen nicht mehr voll 
absetzen. 

Diese Vorschrift ist nicht neu und gilt auch dann, wenn 
Sie eine Maschine, Gebäude oder beispielsweise ein 
Grundstück aus Ihrem Betrieb in einen anderen Betrieb 
(z. B. GbR) einbringen. Bislang war aber nicht klar, ob das 
auch für Wirtschaftsgüter gilt, die bereits vor dem 1. Ja-
nuar 1999 zu einem Betrieb gehören. Denn für diese gibt 
es ein paar Ausnahmen: 
• Werden diese Wirtschaftsgüter verkauft, fließen in die 
Berechnung für die Überentnahme nur die stillen Reser-

ven ein; also die Differenz zwischen dem Buchwert und 
dem Verkaufspreis. 
• Bei einer Aufgabe des Betriebes bzw. wenn die Wirt-
schaftsgüter vom Betriebsvermögen in das Privatvermö-
gen überführt werden, löst die Entnahme keine Überent-
nahme aus. 

Der Bundesfinanzhof hat nun entschieden, dass diese 
Ausnahmen nicht automatisch auch bei einer Überfüh-
rung in einen anderen Betrieb gelten. Eine Überführung 
ist daher auch bei Wirtschaftsgütern, die vor dem 1.1.1999 
zu Ihrem Betrieb gehörten, eine Entnahme, bei der nicht 
nur die stille Reserve, sondern der ganze Wert für die Be-
rechnung einer möglichen Überentnahme herangezogen 
wird (BFH-Urteil vom 24.11.2016, Az.: IV R 46/13).



Kurz und bündig
Arbeitszimmer: �Nutzen mehrere 
Personen ein Arbeitszimmer gemein-
sam, können sie die von ihnen getra-
genen Aufwendungen jeweils bis 
zum Höchstbetrag von 1 250 € anset-
zen (BFH, Urteil v. 15.12.2016, Az.: VI 
R 86/13 sowie Az.: VI R 53/12).

Elektroautos: �Wer ein Elektroauto 
gekauft hat oder sich bis Ende 2020 
eines zulegt, zahlt für das Fahrzeug 
zehn Jahre lang keine Kfz-Steuer. Al-
lerdings: In den Genuss der Steuer-
freiheit kommen nur reine E-Autos 
oder umgerüstete Altfahrzeuge. Hyb-
ridfahrzeuge sind ausgenommen. 
Lohnsteuerlich gibt es aber auch für 

E-Autos und Hybridfahrzeuge Vor-
teile: Gewähren Sie Ihren Mitarbei-
tern zusätzlich zum Arbeitslohn das 
Aufladen der Fahrzeuge in Ihrem Be-
trieb, ist dies lohnsteuerfrei.

Offene Ladenkasse: �Für eine ord-
nungsgemäße Barkasse ist ein Kas-
senbericht notwendig, für den Sie 
den Kassenbestand auszählen müs-
sen. Der BFH hat darauf hingewie-
sen, dass dazu aber kein Zählproto-
koll notwendig ist (BFH, Urteil v. 
16.12.2016, Az.: X B 41/16). Empfeh-
lung: Fertigen Sie trotzdem ein Zähl-
protokoll an. So können Sie bei einer 
Betriebsprüfung nachweisen, dass Sie 

tatsächlich gezählt haben und ver-
hindern, dass der Fiskus möglicher-
weise bei einer Prüfung Ihre Einnah-
men schätzt.

Registrierkasse: �Die Übergangs-
frist für „Altkassen“ ist am 31.12.2016 
abgelaufen! Nutzen Sie nur noch ak-
tuelle Kassen mit Einzelaufzeich-
nungs- und dauerhaften Datenspei-
cherungsmöglichkeiten. 

Das Gesetz zum Schutz vor Mani-
pulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen verpflichtet nicht zur 
Nutzung einer elektronischen Kasse. 
Die Verwendung einer offenen La-
denkasse ist unverändert erlaubt.

Kindergeld bei Arbeitsunfähigkeit
Auch Eltern von arbeitsunfähigen Kindern steht Kin-

dergeld zu. Dabei sollten diese aber Folgendes beachten: 
Der Nachwuchs muss sich trotz der Arbeitsunfähigkeit 
bei der Arbeitsagentur als „arbeitssuchend“ melden. An-

dernfalls steht den Erziehungsberechtigten kein Kinder-
geld zu. Das hat der Bundesfinanzhof in einem Urteil 
noch einmal klargestellt (BFH-Urteil vom 7.7.2016, Az.: III 
R 19/15).

Für Studenten gelten neue Regeln
Wer Studenten oder Praktikanten in seinem Unterneh-

men geringfügig beschäftigt, muss für diese keine Kran-
ken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherungsbeiträge zah-
len. Das gilt aber nur für Studenten, die an einer Hoch-
schule eingeschrieben sind und die wöchentlich nicht 
mehr als 20 Stunden pro Woche arbeiten. 

Die Sozialversicherungen haben nun aber die Voraus-
setzungen, die an das Privileg gebunden sind, überarbeitet. 

Unter anderem endet danach der Studentenstatus nicht 
mehr mit der letzten Prüfung, sondern erst mit Ablauf 
des Monats, in dem ihm das Gesamtergebnis der Hoch-
schulausbildung mitgeteilt wurde. 

Alle Einzelheiten dazu und weitere Infos dazu finden 
Sie im „Schreiben der Spitzenorganisationen der Sozial-
versicherung vom 23.11.2016. Abrufbar auf der Homepage: 
www.iww.de (Nr. 191542).

Auslandsgeschäfte: BFH aufseiten der Unternehmer
Wenn Sie als Unternehmer Waren 

in ein anderes EU-Land liefern, zah-
len Sie dafür in der Regel keine Um-
satzsteuer. Das gilt aber nur, wenn 
Ihr Käufer ebenfalls ein Unterneh-
mer ist und Sie dieses dem Finanzamt 
gegenüber nachweisen können. 

In der Praxis kommt es allerdings 
immer wieder zu Streit mit den Fi-
nanzbeamten, in welcher Form dieser 

Nachweis erfolgen muss. Der Bundes-
finanzhof hat nun entschieden: Für 
die Steuerfreiheit ist ein Nachweis 
aus der Datenbank des Bundeszent-
ralamtes für Steuern notwendig. Dort 
muss Ihr Käufer zum Zeitpunkt der 
Lieferung eine gültige USt-IdNr. be-
sitzen. Außerdem müssen Sie die 
Ware auch tatsächlich geliefert ha-
ben. Sie benötigen somit eine ent-

sprechende Gelangensbestätigung 
oder Frachtpapiere. Wenn der Käufer 
nach der Lieferung nicht mehr als 
Unternehmer tätig ist und seine 
USt.-IdNr. aus dem Register löschen 
lässt, kann Ihnen das Finanzamt die-
ses hingegen nicht zur Last legen und 
Ihnen die Steuerfreiheit nicht ver-
wehren (BFH-Urteil vom 2.11.2016, 
Az.: V B 72/16).

Impressum: �Ständige Autoren: Frank Rzepka, Björn Carstensen, Felix Reimann, Bernhard Billermann  
Schriftleitung: Maria Meinert, Diethard Rolink, Redaktion top agrar, Postfach 78 47, 48042 Münster, Tel.: 0 25 01/8 01 64 00  
Druck und Vertrieb: Landwirtschaftsverlag GmbH, 48042 Münster, Tel.: 0 25 01/8 01-0 
Trotz sorgfältiger Prüfung der Angaben kann eine Gewähr für die Richtigkeit nicht übernommen werden. Nachdruck verboten.


